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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
17. Wahlperiode

Drucksache 17 /537

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 9. Juli 2008

Energieeinsparverordnung und Energieausweise

Mit der Energieeinsparverordnung (EnEV), deren Novelle am 1. Oktober 2007 in Kraft
trat, liegt ein wichtiges und wirksames Instrument vor, um den Raumwärmebedarf bei
Neubauten  und  sanierten  Altbauten  zu  senken.  Zudem  wird  der  Energieausweis
Pflicht, der bei Verkauf oder Neuvermietung von Gebäuden vorgelegt werden muss.
Damit  wird  es  für  Nutzerinnen  und  Nutzer  von  Gebäuden  möglich,  die  Energie-
effizienz des Gebäudes und die Energieverbrauchskosten zu beurteilen.

Weiterhin regelt die Verordnung, dass ab dem 1. Juli 2009 in öffentlichen Gebäuden
über 1000 m² mit Publikumsverkehr Energieausweise öffentlich ausgehängt werden
müssen.

Um die Wirksamkeit der Energieeinsparverordnung zu gewährleisten, müssen die in
der Verordnung enthaltenen Bestimmungen kontrolliert werden.

Vor diesem Hintergrund fragen wir den Senat:

1. Wie wird im Land Bremen die Einhaltung der Bestimmungen der Energieein-
sparverordnung kontrolliert (bei Wohn- bzw. Nichtwohngebäuden, öffentlichen
Gebäuden, bei Sanierungen)?

2. Zu welchem Ergebnis kommen die Kontrollen?

3. Welche Qualifikation müssen die Kontrolleurinnen und Kontrolleure nachwei-
sen?

4. Wer erstellt die Energieausweise, die in öffentlichen Gebäuden mit Publikums-
verkehr  ausgehängt  werden  müssen?  Welche  Art  von  Energieausweis  (Ver-
brauchs-/Bedarfsausweis) soll erstellt werden? Wie viele Gebäude welcher Art
sind in Bremen betroffen? Welche Kosten sind damit verbunden?
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Antwort des Senats vom 16. September 2008

1. Wie wird im Land Bremen die Einhaltung der Bestimmungen der Energieein-
sparverordnung kontrolliert (bei Wohn- bzw. Nichtwohngebäuden, öffentlichen
Gebäuden, bei Sanierungen)?

Im Land Bremen erfolgt der Vollzug der Energieeinsparverordnung (EnEV) bei
der Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung von Gebäuden grundsätzlich
im  Rahmen  eines  bauaufsichtlichen  Verfahrens  nach  der  Landesbauordnung
(LBO)1) (siehe a).

–––––––
1) Vom 27. März 1995 (Brem.GBl. S. 211), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. November

2006 (Brem.GBl. S. 457).
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Bei Vorhaben, bei denen das Bauordnungsrecht eine Prüfung und Überwachung
der bautechnischen Nachweise im Verfahren nicht vorsieht2) und bei bauord-
nungsrechtlich vollständig verfahrensfreien Vorhaben, wie z. B. die ausschließ-
liche Sanierung eines Gebäudes, ist die EnEV nach Maßgabe der Verordnung zur
Durchführung  der  Energieeinsparverordnung  im  Land  Bremen  (DVO-EnEV)3)
zu vollziehen (siehe b).

a) Im bauaufsichtlichen Verfahren wird die Prüfung und Überwachung durch
hoheitlich tätige Prüfingenieure durchgeführt, also nicht durch die Bauord-
nungsbehörden selbst. Soweit der Prüfingenieur bei seinen örtlichen Kon-
trollen  Beanstandungen  bei  der  Ausführung  feststellt,  veranlasst  er  eine
entsprechende Nachbesserung. Werden die geforderten Nachbesserungen
nicht  umgesetzt,  sind  diese  von  der  unteren  Bauaufsichtsbehörde  auf  der
Basis der BremLBO weiterzuverfolgen. In der Praxis wurden die von den
Prüfingenieuren festgestellten Mängel aufgrund der Beanstandung durch
den Prüfingenieur behoben. Eine Meldung an die untere Bauaufsichtsbe-
hörde ist bisher nicht erforderlich gewesen.

b) Nach  der  DVO-EnEV  sind  die  Bauherren  verpflichtet,  bei  der  Errichtung
und Änderung von Gebäuden für die Erstellung von Nachweisen und für
Überwachungen der Bauausführung private Sachkundige zu beauftragen.
Diese sind verpflichtet, die Vereinbarkeit mit den Anforderungen nach der
EnEV gegenüber dem Bauherren zu bescheinigen.

Im Bereich der Sanierung bestehender Gebäude und der Erstellung heizungs-
technischer Anlagen sind die ausführenden Fachunternehmen verpflichtet, die
Vereinbarkeit mit der EnEV zu bescheinigen.

Die  Bezirksschornsteinfegermeister  überprüfen  die  Umsetzung  von  Nachrüst-
pflichten  für  heizungstechnische  Anlagen  (insbesondere  den  Austausch  alter
Heizungskessel) und setzen gegebenenfalls Nachbesserungsfristen. Erfolgt in-
nerhalb der Frist keine Nachbesserung, wird die untere Bauaufsichtsbehörde in-
formiert, diese hat auf der Grundlage der LBO die geeigneten Maßnahmen zu er-
greifen.

Die Nachweise und Bescheinigungen müssen den zuständigen Bauordnungs-
behörden auf Verlangen vorgelegt werden. Verstöße gegen die wesentlichen
Verfahrensvorschriften der Durchführungsverordnung können als Ordnungs-
widrigkeiten verfolgt und geahndet werden.

Es  gibt  jedoch  Anhaltspunkte  dafür,  dass  die  Verfahrensvorschriften  nach  der
DVO-EnEV nicht in ausreichendem Maße eingehalten werden. Die Hinweise
deuten darauf hin, dass vor allem die bei der Sanierung von Gebäuden nach der
DVO-EnEV vorgesehenen Bescheinigungen der ausführenden Fachunterneh-
men über die Vereinbarkeit der Maßnahmen mit den Anforderungen der EnEV
in der Praxis nur in Einzelfällen ausgestellt werden.

Der Senat beabsichtigt daher, verstärkt über die Pflichten nach der DVO-EnEV
zu informieren und ein geeignetes System von behördlichen Stichprobenkon-
trollen einzuführen, um die Einhaltung der nach der DVO-EnEV bestehenden
Pflichten zu verbessern.

2. Zu welchem Ergebnis kommen die Kontrollen?

Aufgrund von Nachfragen bei Prüfingenieuren ist bei den bauaufsichtlich über-
wachten  Bauvorhaben  der  Anteil  mit  Beanstandungen  zu  EnEV-Anforderun-
gen auf 1 bis 3 % zu schätzen. Häufigste Ursache war dabei eine von den Nach-
weisen abweichende Materialausführung.

Über die Ergebnisse bei der Prüfung und Überwachung bei der Errichtung von
Gebäuden nach der DVO-EnEV liegen dem Senat keine Informationen vor.

Anträge auf Ausnahmen und Befreiung nach den §§ 24/25 EnEV sind nur in
wenigen Einzelfällen gestellt worden. Hierbei handelte es sich um Maßnahmen
bei Baudenkmälern und um die Dämmung von nicht begehbaren, aber zugäng-
lichen obersten Geschossdecken.

–––––––
2) Wohngebäude  geringer  Höhe  (maximal  drei  oberirdische  Geschosse)  mit  einem  geringen

Schwierigkeitsgrad des Tragwerks.
3) Vom 1. Oktober 2005 (Brem.GBl. S. 373) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 14. März

2008 (Brem.GBl. S. 59).
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Nach  Angaben  der  Schornsteinfegerinnung  Bremen  haben  sich  bei  der  Kon-
trolle der Erfüllung der Nachbesserungspflichten bei bestehenden heizungs-
technischen Anlagen die nachfolgend genannten Beanstandungen in den Jahren
2006 und 2007 ergeben.

Anteil der
Beanstandungen

Anzahl der Anzahl der an den Überprü-
Nachbesserungspflicht Prüfungen Beanstandungen fungen (gerundet)
nach der EnEV 2006/2007 2006/2007 2006/2007

Außentemperaturgeführte
und zeitabhängige
Steuerung der Heizung 21 318/29 152 6178/9722 29 %/33 %

Außerbetriebnahme von
veralteten Heizkesseln 21 345/29 171 386/530 2 %/2 %

Dämmung von Wärmever-
teilungs- und Warmwasser-
leitungen 19 078/29 099 1199/1667 6 %/6 %

Raumweise Temperaturre-
gelung (Thermostatventile) 19 258/29 222 1563/1408 8 %/5 %

Nach Ablauf der von den Bezirksschornsteinfegermeistern zu setzenden ange-
messenen Nachbesserungsfrist werden die nicht erledigten Beanstandungen an
die untere Bauaufsichtsbehörde weitergeleitet. Bisher ist eine solche Meldung an
die untere Bauaufsichtsbehörde nur in einem Fall erfolgt. Aufgrund der vorge-
nannten Zahlen ist aber damit zu rechnen, dass nicht alle Beanstandungen in den
von den Bezirksschornsteinfegermeistern gesetzten Fristen behoben werden und
es daher zu weiteren Meldungen kommen wird.

3. Welche Qualifikation müssen die Kontrolleurinnen und Kontrolleure nachwei-
sen?

Voraussetzung für die Zulassung eines Ingenieurs als Prüfingenieur für das bau-
aufsichtliche Verfahren ist nach § 3 der Verordnung über die bautechnische Prü-
fung baulicher Anlagen (BauPrüfVO)4) unter anderem, dass er

• als Ingenieur selbstständig oder als Hochschullehrer tätig ist,

• durch seine Leistungen als Ingenieur überdurchschnittliche Fähigkeiten be-
wiesen hat,

• auch nach seiner Persönlichkeit Gewähr dafür bietet, dass er die Aufgaben
eines Prüfingenieurs ordnungsgemäß erfüllen wird,

• über eingehende Kenntnisse auf dem Gebiet (. . .) des Schall- und Wärme-
schutzes (. . .) und der bauaufsichtlichen Vorschriften, insbesondere der tech-
nischen Baubestimmungen, verfügt.

Als Sachkundiger nach der DVO-EnEV bei der Errichtung und Änderung von
Gebäuden darf nach § 5 DVO-EnEV tätig werden, wer

• aufgrund des Bremischen Architektengesetzes die Berufsbezeichnung „Ar-
chitekt“ oder „Architektin“ führen darf,

• in  die  von  der  Ingenieurkammer  der  Freien  Hansestadt  Bremen  geführte
Liste der bauvorlageberechtigten Ingenieure eingetragen ist oder

• aufgrund  des  Bremischen  Ingenieurgesetzes  als  Angehöriger  der  Fach-
richtung Versorgungstechnik die Berufsbezeichnung „Ingenieur“ oder „In-
genieurin“ führen darf.

Die  Pflicht  zur  Bescheinigung  der  EnEV-Konformität  bei  Sanierungsmaßnah-
men, beim Einbau von Heizungs- und Warmwasseranlagen sowie von Klimaan-
lagen richtet sich an Personen, die diese Tätigkeiten geschäftsmäßig ausführen.
Diese Personen haben in der Regel eine handwerkliche Ausbildung.

Die Überprüfung von heizungstechnischen Anlagen in bestehenden Gebäuden
ist Aufgabe der Bezirksschornsteinfegermeister.

–––––––
4) Vom 10. Juni 1983 (Brem.GBl. S. 393).
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4. Wer erstellt die Energieausweise, die in öffentlichen Gebäuden mit Publikums-
verkehr  ausgehängt  werden  müssen?  Welche  Art  von  Energieausweis  (Ver-
brauchs-/Bedarfsausweis) soll erstellt werden? Wie viele Gebäude welcher Art
sind in Bremen betroffen? Welche Kosten sind damit verbunden?

Die Energieausweise, die in öffentlichen Gebäuden mit Publikumsverkehr nach
§ 16 Abs. 3 EnEV ausgehängt werden müssen, werden bei bestehenden Gebäu-
den von Personen erstellt, die hierzu nach § 21 EnEV berechtigt sind. In der Regel
handelt es sich bei den Personen um Ingenieure mit besonderen Fachkenntnis-
sen auf dem Gebiet des energiesparenden Bauens. Bei der Neuerrichtung von
Gebäuden wird der Energieausweis in der Regel von der Person erstellt, die auch
die EnEV-Nachweise für die Errichtung des Gebäudes erstellt.

Der Senat prüft derzeit, ob für bestehende Gebäude in dem von der Gesellschaft
für Bremer Immobilien mbH (GBI) verwalteten Sondervermögen Immobilien und
Technik Verbrauchsausweise5) oder Bedarfsausweise6) erstellt werden. Die Prü-
fung erfolgt unter Berücksichtigung der Haushaltslage, des mit der jeweiligen
Ausweisform verbundenen Nutzens sowie der Vorbildfunktion der öffentlichen
Verwaltung. Bei neu zu errichtenden Gebäuden ist der Bedarfsausweis Bestand-
teil der für die Baugenehmigung ohnehin zu erstellenden Unterlagen.

Im  Sondervermögen  Immobilien  und  Technik  werden  etwa  300  Gebäude  mit
Publikumsverkehr, in erster Linie Schulen und Verwaltungsgebäude, sowie ei-
nige wenige Kindertagesheime von der Aushangpflicht betroffen sein.

Darüber hinaus werden im Universitäts- und Hochschulbereich in 56 Gebäude
sowie in öffentlichen Krankenhäusern und verschiedenen anderen öffentlichen
Gebäuden Energieausweise ausgehängt.

Die Kosten für einen Verbrauchsausweis für ein größeres öffentliches Gebäude
betragen nach Angabe der GBI etwa 400 ‡. Bei einem Bedarfsausweis sind die
Kosten  von  der  Größe  und  der  Art  des  jeweiligen  Gebäudes  abhängig.  Nach
Schätzungen der GBI würden die Kosten für einen Bedarfsausweis im Durch-
schnitt etwa 4000 ‡ betragen.

Der  Magistrat  der  Stadt  Bremerhaven  hat  mitgeteilt,  dass  bei  den  vom  Wirt-
schaftsbetrieb „Seestadt Immobilien“ und den von der „Bremerhavener Gesell-
schaft für Investitionsförderung und Stadtentwicklung“ verwalteten Gebäuden
74 von der Aushangpflicht betroffen sein werden. Es handelt sich z. B. um Schu-
len, Verwaltungsgebäude, Kitas und Theater. Es werden für bestehende Gebäu-
de Verbrauchsausweise von den verantwortlichen Gesellschaften erstellt. Abge-
sehen von den Personalkosten werden Sachkosten in Höhe von etwa 5000 ‡ an-
fallen.

–––––––
5) Ermittlung der energetischen Gebäudequalität auf der Grundlage von Verbrauchsdaten.
6) Ermittlung der energetischen Gebäudequalität auf der Grundlage der Erhebung der bauli-

chen und technischen Gegebenheiten des jeweiligen Gebäudes.
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